
Für das Nachschlagewerk1 
ffttr die Amtliche Sammlung! 033
1. Gesetz; BGB §§ 93» 94, 912, 921
Rechtssatz: Wird beim Bau eines Hauses eine Hauer als GibV: e i­

mauer auf die Grenze gesetzt, so steh t s ie  jeden­
fa lls  bei entschuldigtem Überbau (§ 912 Absi 1 
BGB) im Alleineigentum des überbauenden Grund-* 
Stückseigentümers. Baut der Nachbar unter Verwen­
dung der Giebelmauer seinerseits ein Haus an, so 
entsteht Miteigentum zu l/2  an der Giebelmauer 
für die Grundstückseigentümer. Dasselbe g i l t ,  
wenn sie gleichzeitig  anbauen.
Werden die Häuser und die Giebelmauer größtenteils > 
zerstört und baut zunächst nur ein Grundstücks­
eigentümer sein Haus mit der Giebelmauer in neuer­
lich  entschuldigtem Überbau wieder auf, so ent­
s teh t für ihn wieder Alleineigentum an der Giebel­
mauer einschließlich ih rer geringen stehengeblie­
benen Beste. Bin neuer Anbau des Nachbarn i s t  dann 
wie der ursprüngliche zu beurteilen.

2. Gesetz: Rhein. BGB (Gode c iv il) Art. 633; EGBGB Art. 181
Rechtssatz; Auf der Grenze stehende für zwei angebaute

Häuser gemeinsame Giebolmauem, für die nach Art. 
633 Rhein.BGB das Recht der mit'jyennete galt, 
stehen s e it  Inkrafttreten des BGB im ttiteigentum 
zu je 1/2  der beiden Grundstückseigentümer.

Aktenzeichen; V ZR 178/56 
U rteil des BGH vom 30. April 1958

DG Mönohen-Gladbach 
OLG Düsseldorf
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Y ZR 178/56
Verkündet 

am 30. April 1938 
Symalla» Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsste lle

Im  H a m e n  d e s  V o l k e s  
. In dem R echtsstreit

V.

2.
des RechtsanmaltB Jakob S 
in  R f l m  T M H B b trade
seiner  Ehefrau Kunigunde 
geb. V A  ebenda»

Beklagten, Berufungskläger und 
RevisIonsKläger,

Frozeßbevollmüchtigter: Reohtsanwalt

gegen
denZahnarzt F ritz  F 0 H H H M P  ln 
VflHflHN'traße^M,

Kläger* Berufungsbeklagten und 
Revisionsbeklagten,

-  Froeeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt B r .f lH H } -

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf dis münd­
liche Verhandlung vom 30« April 1938 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br» Tasche und der Bundesriohter 
Br. Augustin, Schuster, Br. Freitag und Br. Mattem
für Recht erkannt:

Bis Revision gegen das U rteil des 
9> Zivilsenats des Oberlandesgeriohts in  
Büsseldorf vom 13* Juni 1936 wird auf 
Kosten der Beklagten zurückgewiesen«

Von Rechts wegen



Sie Beklagten sind je au ein Halb Miteigentümer des 
Grundstücks VPPPPpstraße PP in  Sie haben das
Grundstücks 1952 von der Stadtgemeinde HPPPI erworben.
Ser Kläger i s t  Eigentümer des Hachbergrundstüeks vppppp^ 
S traß e^ . Beide Grundstücke waren schon vor 1900 bebaut ge­
wesen. Sie beiden Häuser hatten eine gemeinsame, halbschei- 
dig auf der Grenne errich te te  Giebeimauer. Während des 
le tz ten  Krieges wurden beide Häuser schwer beschädigt. Sa-? 
bei wurde auch die gemeinsame Giebelmauer teilweise zer­
s tö r t ,

Ser Kläger baute sein  Haus samt der gemeinsamen Mauer 
in  den Jahren 1948 bis 1949 wieder auf. Im Jahre 1992 bau­
ten auch die Beklagten das Hachbarhaus wieder auf und be­
nutzten die gemeinsame Giebelmauer als Abschlußwand ihres 
Hauses. Hit der Klage verlangt der Kläger Ersatz des hal­
ben Wertes der von ihm wieder errichteten Giebelmauer.

t

Ser Kläger hat beantragt,

die Beklagten-als Gesamtschuldner zu verurtei­
len , an den Kläger 2 018,92 SM nebst 5 ^ Zinsen 
hieraus s e i t  dem 7. Februar 1953 zu zahlen.

Sie Beklagten haben beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Sie haben vorgetragen: Sie Giebelmauer se i tro tz  der 
im Krieg eingetretenen Beschädigungen zunächst zu wesent­
lichen Seilen 'erhalten geblieben. Erst beim Wiederaufbau 
des Hauses des Klägers se i sie  duroh unsachgemäße Behand­
lung vollends eingestürzt, abgesehen von einem endgültig
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erhalten gebliebenen Best im Kellergeschoß» Venn der Klä­
ger daher die Gfiebelmauer wieder auf gebaut habe, sc habe 
er damit Im wesentlichen nur den nach Kriegsende beste­
henden Zustand wieder hergeste llt. Mindestens müsse sich 
der Kläger gegen seine etwaigen Ansprüche den aus der 
fahrlässigen Zerstörung der zunächst erhalten gebliebenen 
Teile der Giebelmauer entstandenen Schadens era atzanspruoh 
aufrechnen lassen. Ben Beklagten se i dieser Schädenser- 
satzanspruch von ih re r Rechtavorgängerin, der Stadtgemein­
de abgetreten worden«

Die neu errich te te  Giebelmauer se i vom Kläger auch 
so sohleoht gebaut worden, daß sie nioht habe belastet 
werden können. Sie se i so uneben gewesen, daß zum Ausgleich 
teilw eise 6 bis 8 cm Putz hätte aufgetragen werden müssen. 
Auch sei der Giebel selbst unverwendbar gewesen. Dadurch 
seien Mehrkosten in  Höhe von rund 1 800 DM entstanden. Die 
Beklagten seien durch die Benutzung der Giebelwand also 
gar nicht bereichert worden»

Venn aber überhaupt irgend eine Bereicherung eingetre­
ten 8e i, so habe das a llen fa lls  ihre Rechtavorgängerin, 
die Stadtgemeinde RflHB» berührt« Die endgültig erhalte­
nen Teile der Giebelmauer, soweit s ie  sich über dem Grund­
stück der Stadtgemeinde befunden hätten, seien ln
ihrem Eigentum verblieben. Venn der Kläger auf deren Eigen­
tum die Giebelmauer hochgezogen habe, so seien insoweit 
auch die neu e rs te llte n  Teile der Mauer Eigentum der Stadt­
gemeinde HflBP geworden. Dieses Eigentum an dem auf dem 
Grundstück der Stadtgemeinde R ^ ^ P  stehenden Teil der Gie­
belmauer hätten die Beklagten auf Grund des Kaufvertrags 
mit der Stadtgemeinde H fB ^ u n d  nicht auf Kosten des 
Klägers erlangt.
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Das Landgericht hat di$ Klage dem Grunde nach für 
gerechtfertig t e rk lä rt. Die Berufung der Beklagten blieb 
ohne Erfolg» Mit der -  vom Oberlendeegerioht zugelassenen - 
Revision verfolgen die Beklagten ihren Antrag auf Abwei­
sung der Klage weiter. Der Kläger beantragt Zurückweisung 
des Rechtsmittels»

Entscheidungsgründe:
»

I .

Das Berufungsgericht kommt zu dem Ergebnis, daß dem 
Kläger gegen die Beklagten ein Bereicherungsanspruoh zu- 
s te h t4 Es erwägt hierzu, daß die Beste der früheren Giebel­
mauer, 8oweit s ie  auf dem Grundstück der Stadtgemeinde

standen, bis zum Wiederaufbau des Hauses des Klägers 
noch im Eigentum der Stadtgemeinde B flBft gestanden hätten. 
Zur Zeit der Errichtung der beiden Häuser vor dem Jahre 
1900 habe die Mauer im Miteigentum beider Nachbarn g esta tt 
den (Art. 653 Code o iv il) . Mit der Einführung des Bürger­
lichen Gesetzbuches se i jedoch die Rechtslage nach dessen 
Vorschriften zu beurteilen. Das Beichsgerioht habe den 
Standpunkt vertreten, daß nach bürgerlichem Hecht schon 
mit der Errichtung der halbsoheidigen Giebelmauer der . 
Nachbar insoweit Eigentum ah der Giebelmauer erwerbe, als 
sioh die Mauer Über seinem Grundstttok befinde, auoh wenn 
er nicht sofort mit anbaue.

Dieser Auffassung vermöge das Berufungsgericht nicht 
zu folgen. Zwar habe nach bürgerlichem Hecht jedes Grund­
stück eine geometrische Grenze und gehörten die mit dem 
Grundstück fe s t verbundenen Sachen, insbesondere Gebäude, 
zu den wesentlichen Bestandteilen des Grundstücks (§94 
Abs. 1 BGB). Doch habe der Gesetzgeber in  den §§ 912, 95 BGB
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Ausnahmen von diesem Grundsatz geschaffen, die hier An­
wendung zu finden hätten« Wer die halbscheidige Giebel­
mauer. mit zumindest stillschweigendem Einverständnis 
seines Nachbarn aufführe, erwerbe naoh diesen Vorschrif­
ten Eigentum an dem Überbau. Er habe ein Recht auf Duldung 
des Überbaus. Das habe gemäß § 95 Abs. 1 Satz 2 BGB die 
Wirkung, daß der hinübergebaute Gebäudeteil nicht Bestand­
te i l  des Nachbargrundstückes werde. Er bleibe vielmehr 
gemäß § 93, § 94 Abs. 2 BGB wesentlicher Bestandteil des 
Grundstücks, von dem aus hinüborgebaut werde. E ist mit dem 
Anbau des Nachbarn verliere  die übergebaute Giebelwand 
den Charakter eines selbständigen Überbaues und werde we­
sentlicher Bestandteil der überbauten Grundstttcksfläohe 
(§ 94 Abs. 1 BGB). Sc habe es sich vor der Zerstörung der 
beiden Nachbarhäuser verhalten, d.h. die Giebelmauer habe, 
entsprechend der geometrischen Grenze der Grundstücke je 
zur Hälfte im Alleineigentum der beiden Nachbarn gestanden. 
Daran habe sich durch die Zerstörung h insichtlich  der end­
gültig  erhalten gebliebenen Beste der Mauer bis zum Wieder­
aufbau des klägerischen Hauses und damit der gesamten Gie­
belmauer niohts geändert.

Hinsichtlich des Wiederaufbaus der Giebelmauer se i je­
doch die Rechtslage genau so zu beurteilen, wie bei der 
erstmaligen Errichtung, wenn -  wie h ier -  nur noch unwe­
sentliche Roste der Giebelmauer im K elle rte il der Häuser 
erhalten geblieben seien. Es se i also der vom Kläger über 
die Grenze gebaute Seil der Giebelmauer wesentlicher Be­
stand teil des klägerischen Hauses und mit ihm wesentlicher 
Bestandteil des Grundstücks des Klägers, d.h. Eigentum 
des Klägers geworden. - *

Wenn nur so geringfügige Reste der alten. Giebelmauer 
erhalten geblieben seien, se i der von den Beklagten gel­
tend gemachte Gesichtspunkt, daß horizontal geschiedene

ft r



Teile ein und derselben Mauer nicht im Eigentum verschie­
dener Personen stehen könnten, ohne Bedeutung. Die ge­
samte, auf dem Naohbargrundstüok wieder errich tete  Gie­
belmauer stehe in  einem solchen Fall im Eigentum des 
Erstbauenden solange, bis auch der Machbar wieder anbaue. 
Hinzu komme, daß die Eechtsvorgängerin der Beklagten den 
Überbau stillschweigend geduldet habe und im Bereich des 
0berlande8geriohtsbezirks Düsseldorf ein Ortsgobrauch 
dahingehend bestehe, daß der Eigentümer des Machbargrund­
stückes das Recht habe, an einer solchen halbscheidig er­
richteten  Mauer anzubauen.

E rst mit dem im Jahre 1952 vorgenommenen Anbau durch 
die Beklagten se i der hinübergebaute Teil der Giebelmauer 
wesentlicher Bestandteil des neu erriohteten Hauses und 
damit Bestandteil des Grundstücks der Beklagten, d.h. deren 
Eigentum geworden. Diese seien deshalb gemäß § 951 BGB 
verpflich tet, Wertersatz zu le isten . Die Rechtsänderung 
sei im Augenblick der Vollendung des Rohbaues eingetreten. 
Die Beklagten hätten demnach den halben, auf der Grundlage 
dieses Zeitpunktes zu ermittelnden Wert der Giebelmauer 
zu ersetzen.

Soweit die Beklagten gegenüber dem Bereicherungsan­
spruch des Klägers aufrechnen wollten mit einer ihnen ab­
getretenen Schadensersatzforderung aus dem vom Kläger fahr­
lässig  verursachten Einsturz der nach dem Krieg noch vor­
handen gewesenen Teile der Giebelmauer, seien die Beklag­
ten beweisfällig geblieben. Im Übrigen se i die Klagforde- . 
rung einwandfrei höher als die geltend gemachte Gegenfor­
derung, die nur geringe Teile der Giebelmauer betreffen 
können. Die von den Beklagten erklärte Aufrechnung stehe 
daher auch aus diesem Grunde dem Erlaß eines Grundurteils 
nioht entgegen.
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Wenn die Beklagten endlioh nooh vortrügen, daß die 
Glebeltoauer außerordentlich schlecht hergeste llt worden 
sei und ihnen dadurch hohe Mehrkosten entstanden seien 
und noch entstünden, so hätten sie  diesen Einwand nioht 
genügend substan tiiert und könne e r  im Übrigen noch bei 
der Verhandlung über die Höhe der klägerischen Forderung 
berücksichtigt werden.

II#

1. Mit der Revision verfechten die Beklagten, wie 
schon im Berufungsrechtszug, die Auffassung, daß ein e t­
waiger Bereioherungsanspruoh des Klägers sich nioht gegen 
s ie , sondern gegen die Stadt RflHP rich te . Nach der 
reichsgeriohtliohen Rechtsprechung werde eine halbsoheidig 
erriohtete Grenzmauer bereits mit ih rer Errichtung wesent­
licher Bestandteil desjenigen Grundstücks, auf dem sie 
sich befinde, so daß jedem Grundstückseigentümer der Mauer­
te i l  gehöre, der auf seinem Grundstück stehe. Bas Berufungs­
gericht, meint die Revision, komme zu seinem Ergebnis, daß 
derjenige,der die Mauer zuerst a lle in  fü r sein Haus be­
nütze, zunächst Alleineigentümer der Giebelmauer werde, 
aus der Auffassung heraus, daß der Grundsatz der rech tli­
chen Untrennbarkeit der wesentlichen Bestandteile einer 
Sache (§95 BGB) stärker se i, als der Grundsatz des § 94 
Abs. 1 BGB, nach dem zu den wesentlichen Bestandteilen 
eines Grundstücks die mit dem Grund und Boden fe s t verbun­
denen Sachen, insbesondere die Gebäude, gehörten. Bei lo­
gischer und natürlicher Betrachtungsweise müsse man jedoch 
zu dem Ergebnis kommen, daß eine Vorbindung mit dem Grund 
und Boden wesentlichere Bedeutung habe als eine Verbindung 
von Sachen und deshalb diese Vorschrift jener weiohen müsse. 
Schon deshalb sei infolge des Wiederaufbaues der Giebel- 
msuer durch den Kläger seinerzeit bereits die Stadt



Miteigentümerin an der Mauer geworden (gemeint: Rigen-
tümerin des auf ihrem Grundstück stehenden Teiles der
wiederaufgebauten Mauer)« Bereichert worden se i daher

•

allen falls  auf Kosten des Klägers die Stadt, nicht aber die 
Beklagten.

Der Eigentumserwerb der Stadt B f l D  bereits eur 
Zeit der Viedererbauung der Giebelmauer ergebe sich aber 
auch daraus, daß der Kläger auf den Besten der alten Gie- ■ 
beimauer aufgebaut habe, die real im Eigentum g e te ilt  ge­
wesen seien. Bei der Annahme des Alleineigentums des Klä­
gers an dem neu darauf gebauten Teile der Mauer würde, 
wendet die Revision ein, eine Art Stockwerkseigentum an 
der Mauer ein treten , was eine rechtliche Unmöglichkeit 
se i. Mit diesem rechtlichen Gesichtspunkt habe sioh das Be­
rufungsgericht nicht hinreichend auseinandergesetzt. In s - ' 
besondere se i nicht ersich tlich , inwiefern für das.Allein- ' 
eigentum des Klägers die Erwägung des Berufungsgerichts 
von Bedeutung s e i, daß die Stadtgemeinde R flH Pden Über­
bau durch den Kläger stillschweigend geduldet habe und 
daß nach dem Ortsgebrauch in den geschlossenen Ortschaften 
des Oberlandesgerichtsbesirks Düsseldorf als früherem Gel­
tungsbereich des Code c iv il der Anbau an eine schon er­
rich tete Giebelmauer zulässig se i.

2. Den Ausführungen der Revision kann nicht gefolgt 
werden«

Hach der Rechtsprechung des Reichsgerichts stehen 
halbscheidig, jedenfalls zum Teil auf dem einen, zum Teil, 
auf dem andern Sachbargrundsttiok gebaute Glebelmauem, ent­
weder im Eigentum eines der Grundstückseigentümer oder sie  
werden durch die Grundstttcksgrenze so g e te il t ,  daß jedem 
Eigentümer der Mauerteil gehört, der auf seinem Grundstück
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steh t (reale lotrechte Teilung)* Alleineigentum des die 
Mauer erbauenden Grundstückseigentümers nimmt das Reiohs- 
gerioht -  insoweit i r r t  das Berufungsgericht über die 
reichsgerichtliche Rechtsprechung (S. 9 BU) -  auf Grund 
des § 95 Abs, 1 Satz 2 BGB an bei entschuldigtem überbau 
(§ 912 Abs. 1 BGB), insbesondere au^h bei Zustimmung des. 
Nachbarn zum Überbau (RG RheinArch 108, 360, 373; JW 1911, 
366; WarnHspr 1915 Nr. 270? RGZ 160, 166, 177? 169, 172, 
178). An diesem Alleineigentum wird nach Ansicht des 
Reichsgerichts auch duroh den späteren Anbau des Nachbarn 
an die Mauer nichts geändert (RheinArch 108, 374). Reale 
Teilung eraohtet das Reichsgericht in  den andern Fällen 
für gegeben, insbesondere wenn der überbau (ohne Zustim­
mung des Nachbarn) vorsätzlich oder grob fahrlässig erfolg­
te  oder beiderseits gleichzeitig an die Giebelmauer ange­
baut worden i s t  (zu folgern aus RheinAroh aaO). Nach der 
Auffassung des Reichsgerichts t r i t t  also ein Miteigentum 
der Nachbarn an der Giebelmauer niemals ein.

Der erkennende Senat t r i t t  dieser Rechtsprechung inso­
weit bei, als das Reichsgericht das Alleineigentum des zu­
e rs t Bauenden im Sinne der vorstehenden Ausführungen bejaht» 
(Die Frage des Eigentums im Fall unentschuldigten Bauens 
einer Giebelmauer auf die Grenze -  zum entschuldigten Über­
bau im allgemeinen siehe das! mit dem gegenwärtigen U rteil 
g leichzeitig  verkündete U rteil V ZR 215/56 -  braucht für 
den vorliegenden Rechtsstreit nicht e rö rte rt zu werden.)
Der Senat vermag sich dem Reichsgericht jedoch nicht anzu- 
schliefien, soweit es fü r den F all gleichzeitigen Anbaus 
an die Giebelmauer auf beiden Grundstücken ein rea l ge te il­
tes* Eigentum an der Giebelmauer bejaht, außerdem auch nicht 
h insichtlioh der Wirkung des späteren Anbaues an eine zu­
nächst nur zu einem Haus gehörende Giebelmauer»

V"
1
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Das Reichsgericht beruft sich für seine Auffassung, 
daß eine auf der Grenze stehende Giebelmauer, die nicht aus
den vorerwähnten Gründen im Alleineigentum eines der 
Grundstückseigentümer s teh t, niemals den beiden Grund»

*

stückseigentümemals Miteigentümern gehören könne, auf 
die Motive zum Bürgerlichen Gesetzbuch (RGZ 53, 307,
311). Dort (Bd. 3 S. 274) wird in  der Tat erwogen, daß 
jedes Grundstück eine geometrische Grenze haben müsse, 
die objektiv s te ts  gewiß se i, und daß an einem Bestand­
te i l  eines Grundstüoks von dem Eigentum am Grundstück 
abgesonderte Reohte nicht bestehen könnten« Miteigentum 
sei abzulehnen, weil es für das Mlteigentumsreoht an e i­
nem Objekt fehle, das nur in  einem zwischen den Grund­
stücken liegenden d ritten  Grundstüok bestehen könnte.

Diese Erwägungen der Motive haben keine rechtlich  
bindende Kraft, da das Gesetz die Regelung der Eigentuma- 
frage für Grenzeinrichtungen völlig  offen gelassen hat 
und der Umstand, daß das Benutzungsrecht geregelt worden 
i s t ,  obwohl manche Rechtsgrundsätee der §§ 921, 922 BGB 
schon aus einem bestehenden Miteigentumsverhältnis (™ Gemein­
schaft) abzuleiten wären (beispielsweise § 743 Abs. 2 BGB 
*- § 922 Satz 1 BGB), einen Ausschluß des Miteigentums 
nicht rech tfe rtig t. Dies vor allem deswegen, weil der Aus­
schluß der Aufhebung dieser Gemeinschaft aus dem Miteigen­
tum nicht abzuleiten wäre (§ 749 BGB), aber in  § 922 Satz 3 
BGB ausgesprochen i s t .

In Wahrheit l ie g t ,  was die Motive übersehen, h ier ein 
Zusammentreffen an sich unvereinbarer, also nicht gleich­
ze itig  anwendbarer Rechtsgrundsätze vor, indem einerseits 
das Eigentum an einem Grundstück sich auf die mit dem 
Grundstück fe s t verbundenen Sachen erstreck t, was für reale
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Teilung spräche, andererseits wesentliche Bestandteile 
einer einheitlichen Sache, insbesondere eines Hauses 
nicht Gegenstand besonderer Hechte sein lettnnen«

Aus dem Gesetz se lbst, das den K onfliktsfall nicht 
ausdrücklich regelt, i s t  nicht ohne weiteres zu entneh­
men, welchem Grundsatz der Vorzug zu geben i s t  (dahinge­
s t e l l t  gelassen EGZ 160, 166, 172). Entscheidend muß da­
her die natürliche Betrachtung (Verkehrsauffassung) und 
das praktische Bedürfnis•sein. In dieser Hinsicht f ä l l t  
zunächst angesichts des dem Gesetz zu entnehmenden Bestre­
bens, w irtschaftliche Einheiten zü erhalten, ins Gewicht, 
daß, worauf Seufert in  Staudinger BGB 11. Aufl. § 921 Anm. 
12 hinweist, das Grundstück im hier in  Betracht kommenden 
grundbuchrechtlichen Sinn keine von Natur aus bestehende 
einheitliche Sache i s t ,  während die beiden Häuser, denen 
die Giebelmauer gemeinsam i s t ,  sinnlich wahrnehmbare wirt­
schaftliche Einheiten sind» Die gemeinsam beiderseits ange­
baute Giebelmauer i s t  ein wesentlicher Bestandteil beider 
Gebäude, und zwar in  ih re r Gänze, nicht etwa nur jeweils 
der d iesseits der Grenze liegende T eil. Die daraus zu zie­
hende Polgerung wäre, daß die Giebolmauer von dem Eigentum 
an jedem der beiden Häuser mit umfaßt würde. Da das nloht 
möglich i s t ,  erscheint die gegebene dem gemeinsamen Zweck 
und dem natürlichen Gefühl entsprechende Lösung das H lte i- 
gentum (nach Bruchteilen) der beiden Grundstückseigentümer 
an der gemeinschaftlichen Hauer, und zwar entsprechend dem 
Grundgedanken des § 922 BGB zu je ein Halb. Dabei kann es 
keinen Unterschied begründen, ob die gemeinschaftliche Be­
stimmung der Hauer als eines wesentlichen Bestandteils bei­
der Häuser von vornherein sich verwirklicht, indem gleich­
ze itig  an die Giebelmauer die beiden Häuser angebaut werden, 
oder ob die zunächst im Alleineigentum des zuerst bauenden

FT “
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Nachbars stehende Giebeimauer später durch Anbau se i­
tens des Nachbarn zur gemeinschaftlichen wird: Im er- 
steren Fall besteht von vornherein Miteigentum, im 
le tz te ren  Fall verwandelt sich das ursprünglich bestehen­
de Alleineigentum in  Miteigentum der Nachbarn nach Bruch­
te ilen  (eo Meisner/Stern/Hodea,Fächbarreoht,3. Aufl. und 
Meisner/Ring,Noc3ibgprrecht 4. Aufl. § 8 I I I  1; Seufert in 
Staudinger BGB 11. Aufl. § 921 Bandnote 12 sowie Glaser 
MBB 1956, 450 und Gospos, Sparkasse 1956, 328; a.A.: 
für Einflußlosigkeit des nachträglichen Anbaus hinsicht­
lich  des Eigentums Westermann, Lehrbuch des Sachenrechts 
3* Aufl. § 66 IV 2, ebenso in.Erman BGB 2. Aufl. § 921 Anm. 
2; Falandt.BGB 17. Aufl. § 921 Anm. 5 b; Planck BGB 4.
Aufl. § 921 Anm. 5; fü r die Entstehung von real g e te il­
tem Eigentum RGRK 10. Aufl. BGB § 95 Anm. 5 und verschie­
dene Oberlandesgerichte, Nachweis bei Meisner/Stem/Hodes 
§ 8 I I I  Fußnote 66, e.ncchoiiicr.d auch Böhle/Stamschräder 
in Erman BGB § 94 Anm. 3). Wenn der Vorschrift; daß das 
Eigentum am Grund und Boden sich auch auf das auf diesem 
stehende Gebäude erstreckt und das Gebäude, von § 95 BGB 
abgesehen; als Eigentumsobjekt kein rechtliches Sonderda­
sein haben kann, ihren Grund darin hat, daß die Trennung 
der Gebäude vom Grund und Boden verhindert werden so ll 
(Motive zum BGB Bd. 5» 43), so i s t  aus diesem geset,zgebe- 
risohen Zweck nichts gegen das Miteigentum zu entnehmen<
Im Gegenteil, das Miteigentum i s t  geeignet, die Erhaltung 
beider Gebäude, die der Mauer bedürfen, zu fördern. Auch 
eine Betrachtungsweise, welohe die auf der Grenze stehende 
Mauer gewissermaßen als einen Fall beiderseitigen Über­
baues ansieht, führt folgerichtig zur Annahme des Mitei­
gentums. Der Senat befindet sich mit der Annahme des Mit­
eigentums jedenfalls nicht im Widerspruch mit der Ent­
scheidung BGHZ 16, 12, 16 w HJW 1955, 257, wenn auch zwei-

/
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fe lhaft 1st, oh in  dieser Entscheidung der Ausdruck Mit­
eigentümer nicht in  einem weiteren Sinn gebraucht is t ,  
da es sich um den Ersatz der halben Kosten für die poli­
zeilich  verlangte Niederreißung einer Giebelmauer han­
delte und es demnach nur darauf ankam, daß das Bauwerk 
immer nur im Ganzen niedergerissen werden konnte, somit 
auch ein rea l g e te iltes  Eigentum nicht zur Verneinung 
der E rsatzpflicht hätte führen können.

3. Die Anwendung der h ier entwickelten Grundsätze 
auf den vorliegenden Fall erg ib tt

a) Bis zum Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
ga lt fü r die Rechtsverhältnisse der in der Eheinprovinz 
gelegenen Giebelmauer das 'Rheinische Bürgerliche Gesetz­
buch, d.h. der Code c iv il ,  nach dessen Artikel 633, wie 
vcm Berufungsgericht zutreffend ausgeführt, die Giebelmauer 
als den Naohbam gemeinschaftlich zu betrachten war. Diese 
sogenannte mitayennetA war aber keine besondere Eigentums­
gemeinschaft, welche durch Art. 181 Abs. 2 EgBGB aufrecht 
erhalten worden wäre (Staudinger 9. Aufl. EGBGB A rt..181 
Anm. 3 bj Fribolin, Badische Notariats ze it Schrift 19H,
35 ff)  o' Die mitoyennetA war vielmehr nach dem Inkrafttre­
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs ihrem Inhalt nach gemäß 
diesem Gesetz zu bestimmen (Art. 181 Abs. 1 EGBGB). Gemäß 
den obigen Ausführungen war der Wesonsgehalt entgegen RGZ 
53, 307, 311 und RGB 63, 6 (so auch Fribolin aaO S. 37/38 
und Habicht, Einwirkung des BGB auf zuvor entstandene 
Rechtsverhältnisse 2. Aufl. S. 380) als Miteigentum nach 
Bruchteilen zu bestimmen.

-b) Die wei-rargehende Zerstörung der Giebelmauer in  und 
nach dem Kriege blieb auf die Eigentumsverhältnisse an dem

* r* **
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stehen gebliebenen Rest ohne Einfluß. Das Berufungsge­
rich t s t e l l t  auf Grund eingehender Beweiswürdigung fe s t, 
daß der Kläger zum Wiederaufbau der Giebelmauer das Fun­
dament der alten Giebelmauer und in  den Kellern beider 
Häuser stehen gebliebene Teile der Uauer verwendet hat. 
Zutreffend b eu rte ilt das Berufungsgericht die Wirkung des 
Wiederaufbaues des Klägers auf das Eigentum an der Giebel- ‘ 
mauer dahin, daß der vom Kläger wieder über die Grenze ge­
baute Giebelmauerteil mit der ganzen Mauer wesentlicher 
Bestandteil seines Hauses und damit des Grundstücks des 
Klägers geworden war. Bas g i l t  auch insoweit, eis in  der 
Giebelmauer die Beste der früheren mitverwendet wurden.
Eine Beziehung zu dem ja  zerstörten Haus der Beklagten (da­
mals der Stadt > die der Umwandlung des Miteigentums
in  Alleineigentum des Klägers entgegengestanden wäre, hat­
ten diese Teile nicht mehr. Bie Umwandlung in  Alleineigen­
tum i s t  in  Analogie des § 946 BGB in  Verbindung mit § 96 
Abs. 1 Satz 2 BGB anzunehmen (so Melsner/Stem/Hodes, Nach- 
barrecht 5. Aufl. § 9 I I  4 b S. 156). Angesichts des Beste­
hens der früheren Giebelmauer als einer Grenzeinrichtung 
i s t  an der Entschuldbarkeit des Überbaues im Sinne des 
§ 912 BGB nicht zu zweifeln. Es kann keinen Unterschied be­
gründen, ob die wenigen Beste noch abgerissen und als Ma­
te r ia l wieder mit eingebaut worden wären oder ob der Klä­
ger sich gleich der vorhandenen Beste bei seinem Neuaufbau - 
und Überbau so, wie sie  waren, bediente. In beiden Fällen 
i s t  Entstehung des Alleineifeentums des Klägers anzunehmen. 
Ob die Bechtslage eine andere wäre, wenn erhebliche Teile 
der Giebelmauer noch vorhanden gewesen wären, kann mit dem 
Berufungsgericht offen gelassen werden.

#■
c) Durch den späteren Anbau des Hauses der Beklagten . 

unter Verwendung der Giebelmauer als Absohlußmauer tr a t  
wieder Miteigentum zu je ein Halb ein. Ba diesen Anbau die
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Beklagten vorgenommen haben, sind eie es., die um den 
Wert des halben Mitoigentumsanteils auf Kosten des Klä­
gers ohne rechtfertigenden Grund bereichert worden sind« 
Sie haben diesen Wert gemäß den §§ 812, 818 BGB grundsäts 
lieh  an den Kläger zu vergüten, und unter "Wert” i s t  h ier 
vom Berufungsgericht rich tig  unzweifelhaft -  entgegen der 
Meinung der Revision -  der objektive Wert verstanden wor­
den.

4* Damit i s t  aber nicht schon bindend fe s tg es te llt, 
daß die Beklagten hier unter dem Gesichtspunkt fehlender 
Bereicherung keinerlei Abzüge von dem halben Wert machen 
könnten. Das Berufungsurteil i s t  im Zusammenhang zu lesen« 
Das Berufungsgericht hat gegen Schluß seiner Ausführungen 
(S. 20 BU) die Frage, ob die Bereicherung etwa deswegen 
gemindert i s t ,  weil den Beklagten wegen schlechter Be­
schaffenheit der Giebelmauer (in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der die Bereicherung herbeiführenden Bauführung) 
ein besonderer Aufwand entstanden i s t ,  in  das Betragsver­
fahren verwiesen. Es mag dabei übersehen haben, daß diese 
Mehrkosten, wenigstens summarisch, mit 1 800 DH von den 
Beklagten angegeben worden waren (Schriftsatz vom 28. Okto­
ber 1953 S« 5), Die damit geltend gemachte Entreicherung 
lag aber immer noch unter der Klageforderung, so daß die 
Zulässigkeit des Grundurteils dadurch nicht berührt wurde. 
Die fü r die Zukunft in  Aussicht geste llten  Schäden waren 
nicht näher su b stan tiie rt.

Bedenken gegen die Zulässigkeit des Grundurteils er­
geben sich auch nicht etwa dadurch, daß die Beklagten die 
Aufrechnung mit (abgetretenen) Ansprüchen auf Ersatz von 
Schäden erk lärt haben, die im Jahre 1947 duroh unsachge­
mäße Bauarbeiten* des Klägers an der Giebelmauer entstanden 
sein so llen . Daß bei Zusammenrechnung der geltend gemachten

* F* ~



-  16 -

Bereicherung und des behaupteten Gegenanspruchs unge­
wiß se i, ob der Klageanspruoh wenigstens in  Höhe irgend 
eines Betrages bestehe, läß t sioh nioht geltend stachen« 
Solche Zusammenrechnung kann nioht eintreten; denn das 
Berufungsgericht hat die sur Aufrechnung gestellten  An­
sprüche dadurch bereits im Verfahren Über den Grund des 
Anspruchs ausgeschaltet, daß es die Beklagten insoweit 
für beweis fä l l ig  erk lärt hat« Sie Hilfsbegründung des Be­
rufungsgerichts, die Klageforderung se i einwandfrei höher 
als die Gegenforderung der Beklagten und das Grundurteil 
daher tro ts  der Aufrechnung sulässig (BGHZ 11, 63), war 
demgemäß gegenstandslos«

3« Unrichtig i s t  die Auffassung der Revision, eine Be- 
-reicherung der Beklagten se i deswegen überhaupt nicht ein­
getreten, weil das Berufungsgericht -  was z u tr if f t  -  fe s t-____  «
s te lle , daß nach dem auch für R JH B  geltenden Ortsge­
brauch der Haohbar berechtigt se i, an eine Giebclmauer an­
zubauen, und weil demnach etwaige durch den Anbau eingetre­
tenen Vorbeile den Beklagten kraft Rechts, also nicht ohne 
Rechtsgrund zugeflossen seien. Hier i s t  zu unterscheiden 
zwischen dem Recht,an die Hauer anzubauen und der sioh aus 
dem Anbau ergebenden Polge des Erwerbs von Hiteigentum 
an der Hauer, die, weil auf formalrechtlichen Gründen be­
ruhend, entsprechend dem Grundgedanken des $ 951 BGB duroh 
eine Vergütung in  Geld nach den Vorschriften der ungerecht­
fertig ten  Bereicherung ausgeglichen werden muß (so auch 
Weisner/Stem/Hodes § 8 I I I  2 8. 137 und Gospos aaO)« 
Außerdem i s t  die Präge, ob jemand anbauen darf, zu schei­
den von der andern, ob e r dies ohne Vergütung der ihm da­
durch zuflioßenden Vorteile darf. Einen Ortsgebrauch auf 
Gestattung unentgeltlichen Anbaus s t e l l t  das Berufungsge­
rich t nicht fe s t .
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Aus denselben Gründen i s t  es auoh nicht zutreffend, 
wenn die Revision den Bereicherungsanspruoh als ledig­
lich  gegen die Stadt eich richtend bezeichnet, weil
schon die Köglichheit, jederzeit anzubauen und Miteigen­
tum dadurch an der Giebelmauer zu erwerben, eine Verbes­
serung der Vermögenslage der Stadt bedeutet habe»
Dazu kommt noch, daß ein Zwang zum Anbau nicht bestand»
Erst der Gebrauch der bestehenden Befugnis oder Möglich­
ke it kann daher die P flich t zur Vergütung des ohne Rechts- . 
grund zugeflossenen Vermögensvorteils auslösen, die denn 
nach den Beklagten obliegen mufi»

6. Ohne Bedeutung i s t  endlioh -  im Gegensatz zur Auf­
fassung der Revision -  in  diesem Zusammenhang § 892 BGB«
Die Revision meint, wenn der Kläger durch einseitigen Auf­
bau der Giebelmauer entsprechend der Ansioht des Berufungs­
gerichts Eigentümer des unter der Giebelmauer liegenden 
Grundstücksteils geworden sein so llte , so würde er die­
ses Eigentumsrecht beim Erwerb des Grundstücks der Stadt 
Rheydt durch die Beklagten wieder verloren haben» Das Be­
rufungsgericht nimmt aber einen Verlust der Grundfläche 
aus dem Grundstück der Beklagten, auf- der die Mauer te i l ­
weise s teh t, zu Recht überhaupt nicht an» Auf Eigentums­
verhältnisse an den auf dem Grundstück stehenden Gebäuden 
erstreckt sich der Öffentliche Glaube des Grundbuchs nicht 
(RGRK 10« Aufl. § 892 Anm« 6 e). Der im guten Glauben e r ­
folgte Erwerb des Grundstücks durch die Beklagten ver­
schafft ihnen demgemäß nicht mehr Eigentumsrecht an den 
aufstehenden Gebäuden als ih r  Verkäufer, die Stadt RflHfc 
hatte»

F*
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I I I .

»ach alledem erwiesen sich die Angriffe der Revi­
sion als unbegründet« Das Rechtsmittel war daher mit 
der Koetenfolge des § 97 Aba. 1 ZPO surUckzuweisen«

Dr. Tasche Dr. Augustin Sohuster
Dr. Freitag Dr. Mattem



Berichtigung dee Abdrucks dee U rteils dee 
BundesgerAchtehofb von 30.4.1958 

-  V ZR 178/56 -

In den BntocheidungsgrUnden des U rteils von 30. April 1958 
hoißt os unter I I  Hr. 3 zu Beginn des Buchstaben b):

"Bio vroitgehende Zerstörung der Giebelmauer........ "

In don verv ie lfä ltig ten  Sttteken heißt es s ta t t  dessen ver­
sehentlich i

wBie weitorgehende Zerstörung der Giebelnauer 

(S. 13 unten).
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